
GEMEINDE VAHRN
Autonome Provinz Bozen - Südtirol

 

COMUNE DI VARNA
Provincia Autonoma di Bolzano – Alto Adige

Protokoll
über die Sitzung des Gemeinderates

Im Jahre zweitausendfünfundzwanzig, am siebzehnten des Monats Juni mit Beginn um 19.00 Uhr
(17.06.2025) wurden nach Erfüllung der gesetzlichen Formvorschriften die Mitglieder dieses Gemeinderates
zu einer Sitzung einberufen.

Anwesend sind:

entsch.
abwesend

unentsch.
abwesend

nimmt mittels
Fernzugang teil

entsch.
abwesend

unentsch.
abwesend

nimmt mittels
Fernzugang teil

Andreas SCHATZER Walter KERER

Margareth MAIR ENGL Barbara LARCH X

Johann FALLER Florian ÖTTL

Anna KAINZWALDNER ÖTTL Julian ROSSMANN

Gabriela MAIR AM TINKHOF Raphaela ROSSMANN

Ivan MASCHI Alexander TAUBER

Manfred CLARA Peter TAUBER X

Manfred HEIDENBERGER Christian UNTERTHINER

Florian JÖCHLER Andreas ZINGERLE

und im Beisein des Gemeindesekretärs Dr. Alexander BRAUN.

Nach Feststellung der Beschlussfähigkeit übernimmt Andreas Schatzer in seiner Eigenschaft als
Bürgermeister den Vorsitz, begrüßt die anwesenden Ratsmitglieder und eröffnet die Sitzung.

Der Vorsitzende Andreas Schatzer ernennt Raphaela Rossmann und Christian Unterthiner zu Stimmzählern
der heutigen Sitzung, gemäß der Geschäftsordnung des Gemeinderates.



1) Genehmigung des Protokolls der Ratssitzung vom 24. Mai 2025 (Beschluss Nr. 23) 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig mittels Handerheben (14 Anwesende – 14 Ja-Stimmen; Barbara
Larch, Ivan Maschi, Peter Tauber und Andreas Zingerle abwesend), die Niederschrift über die
vorausgegangene Sitzung des Gemeinderates vom 24. Mai 2025 zu genehmigen.

2) Ratifizierung des Dringlichkeitsbeschlusses des Bürgermeisters vom 12.05.2025 betreffend die
Abänderung des Haushaltsvoranschlages 2025-2027 (Beschluss Nr. 24) 

Ivan Maschi betritt um 19.11 Uhr den Sitzungssaal.
Andreas Zingerle betritt um 19.11 Uhr den Sitzungssaal.

Der Gemeinderat beschließt mittels Handerheben mit 15 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung (Julian Rossmann)
bei 16 Anwesenden,

1) die mit Beschluss des Bürgermeister Nr. 8 vom 12.05.2025 genehmigte Änderung des Haushaltsvor-
anschlages 2025-2027 im Dringlichkeitswege zu ratifizieren;

2) der Betrag von 673.258,81 Euro des freien Anteils und der Betrag von 89.700,00 Euro des 
zurückgestellten Anteils des Verwaltungsüberschusses 2024 auf den Haushaltsvoranschlag des Jahres 
2025-2027   wie laut beiliegender Aufstellung wurde angewendet.

3) Ratifizierung des Dringlichkeitsbeschlusses des Gemeindeausschusses vom 05.06.2025
betreffend die Abänderung des Haushaltsvoranschlages 2025-2027 (Beschluss Nr. 25) 

Der Gemeinderat beschließt mittels Handerheben mit 15 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung (Julian Rossmann)
bei 16 Anwesenden,

1) die mit Beschluss des Gemeindeausschusses Nr. 272 vom 05.06.2025 genehmigte Änderung des 
Haushaltsvoranschlages 2025-2027 im Dringlichkeitswege zu ratifizieren;

2) der Betrag von 74.850,27 Euro des freien Anteils des Verwaltungsüberschusses 2024 auf den 
Haushaltsvoranschlag des Jahres 2025-2027   wie laut beiliegender Aufstellung anzuwenden.

4) Bilanzänderungen 2025 (Beschluss Nr. 26) 

Peter Tauber schaltet sich mittels Fernzugang zu.

Der Gemeinderat beschließt mittels Handerheben mit 15 Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen (Julian Rossmann
und Peter Tauber) bei 17 Anwesenden,

1) die in den Anlagen angeführten Bilanzänderungen zu genehmigen;
2) den Betrag von 1.044.697,92 Euro des  freien Anteils, den Betrag von 1.774.689,40 Euro des 

zweckgebundenen Anteils, den Betrag von 264.763,49 Euro des für Investitionen bestimmen Anteils und 
den Betrag von 37.530,00 Euro des zurückgestellten Anteils des Verwaltungsüberschusses 2024 auf den
Haushaltsvoranschlag des Jahres 2025-2027   wie laut beiliegender Aufstellung anzuwenden;

3) das einheitliche Strategiedokument, sowie das Investitionsprogramm und das Programm für die 
öffentlichen Arbeiten gleichzeitig anzupassen;

4) festzuhalten, dass dieser Beschluss dem Art. 193 Absatz 1 des Gesetzesvertretenden Dekrets vom 
18.08.2000 Nr. 267 zur Sicherung des Haushaltsgleichgewichtes Rechnung trägt;

Der Gemeinderat beschließt mittels Handerheben mit 15 Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen (Julian Rossmann
und Peter Tauber) bei 17 Anwesenden,

5) diesen Beschluss für sofort vollziehbar zu erklären.



5) Abänderung der Satzung der Gemeinde Vahrn (Beschluss Nr. 27) 

Der Gemeinderat beschließt mittels Handerheben mit 15 Ja-Stimmen und 2 Nein-Stimmen (Julian Rossmann
und Peter Tauber) bei 17 Anwesenden,

1) die Satzung der Gemeinde Vahrn folgendermaßen abzuändern:

2) in Art. 14 wird der erste Satz von Absatz 4) folgendermaßen ersetzt:
Die Wahl des Gemeindeausschusses durch den Gemeinderat erfolgt innerhalb der gesetzlich 
vorgesehenen Frist auf Vorschlag des Bürgermeisters in öffentlicher Sitzung und durch Handerheben in 
einem einzigen Wahlgang.

3) in Art. 14 wird der folgende Absatz hinzugefügt:
9. Im Sinne des Artikels 54 Absatz 2 des Kodex der Örtlichen Körperschaften der Autonomen Region 
Trentino-Südtirol steht den Gemeindereferenten die volle Amtsentschädigung zu.

6) Abänderung des Bauleitplanes und des Landschaftsplanes der Gemeinde Vahrn: Erweiterung von
dem „Gebiet für öffentliche Einrichtungen - Verwaltung und öffentliche Dienstleistung" und
Anpassung des Zuganges zu Pfarrkirche und Friedhof in Vahrn - Gemeindeausschussbeschluss
Nr. 22 vom 16.01.2025 - Definitive Maßnahme (Beschluss Nr. 28) 

Gabriela Mair am Tinkhof verlässt den Sitzungssaal.

Der Gemeinderat beschließt einstimmig mittels Handerheben (16 Anwesende – 16 Ja-Stimmen),

1) die Abänderung des Bauleitplanes und des Landschaftsplanes der Gemeinde Vahrn unter 
Berücksichtigung der Auflage der Landeskommission für Raum und Landschaft aufgrund der von Arch. 
Dellago Stephan ausgearbeiteten Dokumentation, Prot. Nr. 0013578 vom 12.07.2024 und Prot. Nr. 
0011654 vom 04.06.2025, welche wesentlichen Bestandteil dieses Beschlusses bildet, wie folgt zu 
genehmigen:

- Erweiterung von dem „Gebiet für öffentliche Einrichtungen - Verwaltung und öffentliche
Dienstleistung":
Umwidmung von insgesamt 145 m² von „Landwirtschaftsgebiet“, „Wald“, „Öffentliche Grünfläche“ und
„Fußweg“ in „Gebiet für öffentliche Einrichtungen - Verwaltung und öffentliche Dienstleistung" und
Aufhebung der besonderen Unterschutzstellung „Gebiet mit besonderer landschaftlicher Bindung“ bzw.
„Landschaftliche Bannzone“ in diesem Bereich;
betroffene Flächen: G.P. 186 K.G. Vahrn I;

- Anpassung des Zuganges zu Pfarrkirche und Friedhof:
Umwidmung von „Öffentliche Grünfläche“ und „Fußweg“, „Landwirtschaftsgebiet“ und „Wald“ in eine
andere der genannten Nutzungen;
betroffene Flächen: G.P. 186, 187, 183/2, 189/1 K.G. Vahrn I;

- Umwidmung von „Wald“ in „Landwirtschaftsgebiet“;
betroffene Flächen: G.P. 186, 187, 183/1 K.G. Vahrn I;

- Anpassung „Kastanienhain“;
betroffene Flächen: G.P. 186, 187, 183/1, 183/2 K.G. Vahrn I;

- Ergänzung des Durchführungsprogramms zum Bauleitplan wie folgt:
2025-2030 Erweiterung Gebiet für öffentliche Einrichtungen - Verwaltung und öffentliche Dienstleistung 
„Pfarrkirche und Friedhof“ in Vahrn;

2) festzuhalten, dass im Landschaftsplan der Gemeinde Vahrn die in „Gebiet für öffentliche Einrichtungen - 
Verwaltung und öffentliche Dienstleistung" und in „Öffentliche Grünfläche“ und „Fußweg“ umgewidmeten 
Flächen als „Baugebiete und Infrastrukturen“ gekennzeichnet werden;

3) festzuhalten, dass die besonderen Unterschutzstellungen „Gebiet mit Ensembleschutz“ und „Gebiet mit 
Denkmalschutz“ unangetastet bleiben;

4) festzuhalten, dass die Auflagen der Fachämter berücksichtigt werden müssen;

5) für die von gegenständlicher Abänderung betroffenen Flächen die im Gemeindeplan für die akustische 
Klassifizierung zugewiesene akustische Klasse zu bestätigen, da die neue urbanistische 
Zweckbestimmung die gleiche akustische Klasse der bestehenden Zone vorsieht, und festzuhalten, dass 
der Unterschied zu den angrenzenden Zonen nicht mehr als eine Klasse (5dB(A)) beträgt;

6) festzuhalten, dass die gegenständliche Abänderung des Bauleitplanes nicht der strategischen 
Umweltprüfung (SUP) im Sinne des Landesgesetz vom 13. Oktober 2017, Nr. 17 (Umweltprüfung für 
Pläne, Programme und Projekte) zu unterziehen ist, da sie nicht den Rahmen für die künftige 
Genehmigung von UVP-pflichtigen Projekten bildet und durch die Umsetzung der Änderung keine 
erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind;



7) diesen Ratsbeschluss mit der erforderlichen Dokumentation gemäß Artikel 53 Absatz 7 des 
Landesgesetzes vom 10. Juli 2018, Nr. 9 (Raum und Landschaft) unverzüglich der für Natur, Landschaft 
und Raumentwicklung zuständigen Landesabteilung zu übermitteln;

8) festzuhalten, dass der Gemeinde aus diesem Beschluss keine Ausgabe erwächst, die finanzieller 
Abdeckung bedarf.

7) Abänderung des Bauleitplanes der Gemeinde Vahrn betreffend den öffentlichen Parkplatz bei der
Sportzone und die Wohnbauzone C7 - Erweiterungszone bzw. das Mischgebiet "Lamber" in Vahrn
- Gemeindeausschussbeschluss Nr. 541 vom 25.10.2024 - Definitive Maßnahme (Beschluss Nr. 29)

Gabriela Mair am Tinkhof betritt den Sitzungssaal.

Der Gemeinderat beschließt einstimmig mittels Handerheben (17 Anwesende – 17 Ja-Stimmen),

1) die Abänderung des Bauleitplanes der Gemeinde Vahrn in Übereinstimmung mit der Stellungnahme der 
Landeskommission für Raum und Landschaft aufgrund der von Arch. Vallazza Andreas ausgearbeiteten 
Dokumentation in der im Sinne des Gutachtens der Gemeindekommission für Raum und Landschaft 
überarbeiteten Fassung, Prot. Nr. 0018210 vom 08.10.2024, welche wesentlichen Bestandteil dieses 
Beschlusses bildet, wie folgt zu genehmigen:

Abänderung betreffend den öffentlichen Parkplatz bei der Sportzone und das Mischgebiet
"Lamber" in Vahrn:

- Umwidmung von 1.200 m² „Wohnbauzone C7 – Erweiterungszone“ und 276 m² „Öffentlicher Parkplatz“
in „Mischgebiet M1“;
betroffene Flächen: G.P. 1303/4, G.P. 1303/5 K.G. Vahrn I;
die graphische Kennzeichnung der „Wohnbauzone C7 – Erweiterungszone“ als Zone mit
Raumordnungsvereinbarung wird beibehalten bzw. auf das „Mischgebiet M1“ übertragen;

- Abänderung der Durchführungsbestimmungen zum Bauleitplan:

--- Artikel 28/bis (Wohnbauzone C7 – Erweiterungszone) wird aufgehoben, da obsolet; die
Sonderbestimmung betreffend die Wohnbauzone „Lamber“ wird in Artikel 28/ter übertragen;

--- Artikel 28/ter (Mischgebiet M1) wird zwecks Anpassung an die Begriffsbestimmungen laut Anhang A
des Dekretes des Landeshauptmanns vom 26. Juni 2020, Nr. 24 (Verordnung zum Bauwesen) wie folgt
ersetzt: 

„Art. 28/ter Mischgebiet M1

1. Diese Zone umfasst die Flächen, die vorwiegend zum Wohnen und für andere mit dem Wohnen
vereinbare Zweckbestimmung bestimmt sind. 

2. Für diese Zone ist im Sinne von Artikel 57 des Gesetzes ein Durchführungsplan zu erstellen.

3. Es gilt gilt folgende Bauvorschrift:
a) höchstzulässiger Gebietsbauindex:1,50 m³/m².

4. Bei Fehlen des Durchführungsplanes gelten weiters folgende Bauvorschriften:
a) höchstzulässiger Überbauungsindex: 40 %;
b) höchstzulässige mittlere Gebäudehöhe: 8,50 m,
c) Mindestgrenzabstand: 5 m,
d) Mindestgebäudeabstand: 10 m,
e) Versiegelungsindex: 70 %,
f) Mindestgrünfläche: 30 %.

5. Laut Raumordnungsvereinbarung vom 10.02.2021 wird auf der Gp. 1051/3 K.G. Vahrn I das
Mischgebiet „Grieswiesen“ mit einer Fläche von 585 m² ausgewiesen. 100% der zulässigen Baumasse
sind zweckbestimmt für Wohnungen für Ansässige gemäß Artikel 39 des Landesgesetzes vom
10.07.2018, Nr. 9 (Raum und Landschaft).“

und mit folgendem Absatz ergänzt:
„6. In dem Mischgebiet M1 mit Raumordnungsvertrag auf den Gp. 1303/1, 1304, 1386, 1389 und 3279
der K.G. Vahrn I muss 100% der Baumasse gemäß Art. 79 des L.G. 13/1997 konventioniert werden.
Das im Gemeindeplan gekennzeichnete Mischgebiet M1 auf Gp. 1303/4 und 1303/5 KG. Vahrn I ist für
die Realisierung von Wohnungen für Ansässige laut Artikel 39 des LG Nr. 9/2018 gebunden.“;

- Ergänzung des Durchführungsprogramms zum Bauleitplan wie folgt:
2024-2027 Mischgebiet „Lamber“;

2) zwecks Anpassung an die Begriffsbestimmungen laut Anhang A des Dekretes des Landeshauptmanns
vom 26. Juni 2020, Nr. 24 (Verordnung zum Bauwesen) die Durchführungsbestimmungen zum
Bauleitplan wie folgt abzuändern:



- Artikel 61 (Öffentlicher Parkplatz) wird wie folgt ersetzt:

„Art. 61 Öffentlicher Parkplatz

1. Diese Zone umfasst die Flächen, welche zum Abstellen von Fahrzeugen bestimmt sind.

2. Im Fall von überdachten Abstellplätzen oder Parkhäusern gelten folgende Bauvorschriften:
a) höchstzulässige mittlere Gebäudehöhe: 5,0 m,
b) Mindestgrenzabstand: 5 m,
c) Mindestgebäudeabstand: 10 m.

3. Der öffentliche Parkplatz im Bereich „Kloster Neustift“ darf nicht versiegelt, sondern muss begrünt
werden.

4. Für die öffentlichen Parkplätze, die im Flächenwidmungsplan als Zone mit Privatinitiative
gekennzeichnet sind, gelten die Bestimmungen des Art. 16 des Landesraumordnungsgesetzes vom 11.
August 1997, Nr. 13.“;

- folgende Artikel werden ergänzt:

--- „Art. 72 Raumordnungsvereinbarungen

1. Die Raumordnungsvereinbarungen im Sinne von Artikel 20 des Gesetzes werden ausdrücklich in den
Durchführungsbestimmungen des Planungsinstruments übernommen.“;

--- „Art. 73 Durchführungsplan

1. Der Durchführungsplan ist von Artikel 57 des Gesetzes geregelt.“;

3) für die von gegenständlicher Abänderung betroffenen Flächen die im Gemeindeplan für die akustische 
Klassifizierung zugewiesene akustische Klasse zu bestätigen, und festzuhalten, dass der Unterschied zu 
den angrenzenden Zonen nicht mehr als eine Klasse (5dB(A)) beträgt;

4) festzuhalten, dass die gegenständliche Abänderung des Bauleitplanes nicht der strategischen 
Umweltprüfung (SUP) im Sinne des Landesgesetz vom 13. Oktober 2017, Nr. 17 (Umweltprüfung für 
Pläne, Programme und Projekte) zu unterziehen ist, da sie nicht den Rahmen für die künftige 
Genehmigung von UVP-pflichtigen Projekten bildet, es sich um eine geringfügige Änderung handelt und 
durch die Umsetzung der Änderung keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind;

5) diesen Ratsbeschluss mit der erforderlichen Dokumentation gemäß Artikel 53 Absatz 7 des 
Landesgesetzes vom 10. Juli 2018, Nr. 9 (Raum und Landschaft) unverzüglich der für Natur, Landschaft 
und Raumentwicklung zuständigen Landesabteilung zu übermitteln;

6) festzuhalten, dass der Gemeinde aus diesem Beschluss keine Ausgabe erwächst, die finanzieller 
Abdeckung bedarf.

8) Grundsatzentscheidung zur Ausgliederung der digitalen Infrastrukturen der Gemeinde Vahrn
(Beschluss Nr. 30) 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig mittels Handerheben (17 Anwesende – 17 Ja-Stimmen),

1) das gesamte, in Vorleistung realisierte Glasfasernetz auf dem Territorium von Vahrn  gemäß den im 
Vorspann angeführten Planunterlagen und Schätzung mittels Versteigerungskundmachung zu veräußern, 
und zwar unter Anwendung der Bestimmungen des Kapitel III des Kgl. Dekret vom 23.05.1924, Nr. 827 
i.g.F.

2) Gemeindeausschuss und Bürgermeister sind ermächtigt alle erforderlichen Folgemaßnahmen in 
Zusammenhang mit der Umsetzung der gegenständlichen Beschlussfassung zu ergreifen.

3) festzuhalten, dass diese Maßnahme keine Ausgabenzweckbindung beinhaltet, die  Einnahme wird nach 
effektiv erfolgtem Inkasso festgestellt.

9) Fernwärme Vahrn-Brixen Konsortial-GmbH: Genehmigung der Geschäftsordnung (Beschluss Nr.
31) 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig mittels Handerheben (17 Anwesende – 17 Ja-Stimmen),

1) die beiliegende Geschäftsordnung der Gesellschaft „Fernwärme Vahrn-Brixen Konsortial-GmbH“ zu 
genehmigen.

2) den Bürgermeister mit der Genehmigung im Rahmen der Gesellschafterversammlung bzw. mit der 
Unterzeichnung der Geschäftsordnung, zu beauftragen und ihn zu ermächtigen, bei der 
Genehmigung/Unterzeichnung  die notwendigen Abänderungen, Ergänzungen und Änderungen formeller 
Art und unwesentlichen Inhaltes vorzunehmen;

3) es wird darauf hingewiesen, dass alle Spesen für die Durchführung dieser Maßnahme zu Lasten der 
Gesellschaft „Fernwärme Vahrn-Brixen Konsortial-GmbH“ gehen;



Der Gemeinderat beschließt einstimmig mittels Handerheben (17 Anwesende – 17 Ja-Stimmen),

4) den Beschuss für sofort vollstreckbar zu erklären.

10) Fernwärme Vahrn-Brixen Konsortial-GmbH: Namhaftmachung des Verwaltungsorgans (Beschluss
Nr. 32) 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig mittels Handerheben (17 Anwesende – 17 Ja-Stimmen),

1) diesen Tagesordnungspunkt aus den Prämissen genannten Gründen zu vertagen.

11) Bericht des Bürgermeisters und der Gemeindereferenten 

Bürgermeister Andreas Schatzer

– Bürgermeister Andreas Schatzer berichtet über die verteilten Zuständigkeiten an die Gemeindereferenten.
– Als Bürgermeister-Stellvertreterin wurde von ihm Margareth Mair ernannt.
– Der Vorschlag zum programmatischen Dokument ist in Ausarbeitung und wird in der nächsten Sitzung am

22. Juli dem Gemeinderat zur Genehmigung vorgelegt.
– Riggertalbrücke: Die Arbeiten verzögern sich. Die Stadtpolizei hat zugesichert, dass sie an der alten

Pustertaler Straße Kontrollen machen wird. Diese werden ebenso an der Alten Straße durchgeführt. Ein
Problem stellen auch die Fahrradfahrer am Gatschweg Richtung Vahrner See dar, da zur Zeit ein
Durchkommen wegen der Bauarbeiten effektiv nicht möglich und gefährlich ist.

– Kindergarten Vahrn: Die Arbeiten zur energetischen Sanierung starten in Kürze.
– Die Arbeiten zum Bau der ländlichen Wege in Schalders starten ebenso. Morgen (18. Juni 2025) findet

diesbezüglich in Schalders um 20 Uhr eine Bürgerversammlung statt.
– Die Hangsicherungsarbeiten bei den Parkplätzen beim Punter werden ebenso beginnen.

Gemeindereferentin Anna Kainzwaldner Öttl

– Die Gemeindereferentin teilt mit, dass die Partnergemeinde Mils am 4. Juli 2025 ein Dorffest veranstaltet.
Es wird ein Bus organisiert, Interessierte können sich gerne zur Teilnahme melden.

– Am vergangenen Sonntag wurde im Bereich Kneippanlage bis zu Mittag mit der Motorsäge gearbeitet.
Bürgermeister Andreas Schatzer teilt mit, dass dem Bürger gesagt werden soll, diese Lärmbelästigung zu
unterlassen.

Gemeindereferentin Gabriela Mair am Tinkhof

– Im Rahmen der Sommerbetreuung 2025 in Neustift wird für die Einzelbetreuung eines Kindes eine Person
für die Betreuung und Begleitung gesucht.

12) Allfälliges 

Gemeinderat Julian Rossmann

– Der Gemeinderat teilt mit, dass er der Fraktionsvorsitzende der Grünen Bürgerliste in dieser Amtsperiode
ist. Der Gemeinderat ersucht um Übermittlung der Beschlüsse der Gemeinde. 
Der Gemeindesekretär weist darauf hin, dass die Beschlüsse von der Webseite der Gemeinde
heruntergeladen werden können.

– Die Gewinnerprojekte der Planungswettbewerbe sollten auf der Webseite der Gemeinde veröffentlicht
werden

– Zwecks rechtzeitiger Vorlage von Beschlussanträgen sollten die Termine der Gemeinderatssitzungen im
Vorfeld bekannt sein.
Der Bürgermeister weist darauf hin, dass in der Regel am letzten Dienstag im Monat eine
Gemeinderatssitzung stattfindet, außer im August. Im Dezember ist die Sitzung normalerweise in der Mitte
des Monats. Die Gemeindeausschusssitzung, in denen die Tagesordnung genehmigt wird, findet in der
Regel 2 Donnerstage vor der Gemeinderatssitzung statt. Beschlussanträge die bis zu diesem Donnerstag
zu Mittag einlangen, können auf die Tagesordnung gesetzt werden.



Gemeinderat Florian Öttl

– Der Gemeinderat fragt bezüglich der Sperre der Unterführung bei der Dorfeinfahrt Vahrn nach und ob die
Bürger darüber informiert werden.
Bürgermeister Andreas Schatzer bejaht dies.

– Der Gemeinderat fragt nach, ob bei dieser Unterführung eine Stop-Markierung angebracht werden könnte.
Bürgermeister Andreas Schatzer teilt mit, dass diesbezüglich mit der Autonomen Provinz Bozen
gesprochen werden muss.

– Der Gemeinderat fragt nach, ob für die Beleuchtung beim Verbindungsweg ober dem Volleyballplatz etwas
gemacht werden kann?
Bürgermeister Andreas Schatzer teilt mit, dass diese Arbeiten noch in diesem Jahr geplant sind.

Gemeinderat Alexander Tauber

– Gibt es Neuigkeiten bzgl. Bahnhof?
Der Bürgermeister verneint. Mit den Zuständigen soll Kontakt aufgenommen werden.

Sitzungsende: 22.15 Uhr.
* * * * * * * * * * * * 

Gelesen, bestätigt und unterfertigt.

DER VORSITZENDE DER SEKRETÄR

- Andreas Schatzer - - Dr. Alexander Braun - 



 

GEMEINDE VAHRN
Autonome Provinz Bozen - Südtirol

 

COMUNE DI VARNA
Provincia Autonoma di Bolzano – Alto Adige

Protocollo
della seduta del Consiglio Comunale

 
Nell’anno duemilaventicinque, il diciassette del mese di giugno con inizio alle ore 19.00 (17.06.2025) previo
esaurimento delle norme di legge i membri del consiglio comunale sono stati convocati ad una seduta.

Sono presenti:

assente 
giust.

assente
ingiust.

prende parte in
modalitá remota

assente 
giust.

assente
ingiust.

prende parte in
modalitá remota

Andreas SCHATZER Walter KERER

Margareth MAIR ENGL Barbara LARCH X

Johann FALLER Florian ÖTTL

Anna KAINZWALDNER ÖTTL Julian ROSSMANN

Gabriela MAIR AM TINKHOF Raphaela ROSSMANN

Ivan MASCHI Alexander TAUBER

Manfred CLARA Peter TAUBER X

Manfred HEIDENBERGER Christian UNTERTHINER

Florian JÖCHLER Andreas ZINGERLE

ed in presenza del Segretario comunale dott. Alexander BRAUN.

Riconosciuto il numero legale degli intervenuti, Andreas Schatzer nella sua qualità di sindaco assume la
presidenza, saluta i membri del consiglio presenti e dichiara aperta la seduta.

Il Presidente Andreas Schatzer nomina come scrutatori della seduta odierna Raphaela Rossmann e Christian
Unterthiner, ai sensi del regolamento interno del Consiglio comunale.



1) Approvazione del verbale della seduta consiliare del 24 maggio 2025 (Delibera n. 23)

ll Consiglio comunale delibera ad unanimità di voti, mediante alzata di mano (14 membri presenti – 14 voti 
favorevoli; assenti Barbara Larch, Ivan Maschi, Peter Tauber e Andreas Zingerle), di approvare il verbale 
della precedente seduta consiliare del 24 maggio 2025.

2) Ratifica della delibera d'urgenza del sindaco del 12.05.2025 concernente la variazione al bilancio
di previsione 2025-2027 (Delibera n. 24)

Ivan Maschi entra in sala sedute alle ore 19.11.
Andreas Zingerle entra in sala sedute alle ore 19.11.

Il Consiglio comunale delibera mediante alzata di mano con 15 voti favorevoli e 1 astensione (Julian
Rossmann) su 16 consiglieri presenti,
1) di ratificare la variazione del bilancio preventivo 2025-2027 deliberata dal sindaco in via d’urgenza con

delibera del 12.05.2025;
2) è stato applicato al bilancio di previsione 2025-2027 l'importo di 673.258,81 Euro della parte libera e

l’importo di 89.700,00 Euro della parte accantonata dell’avanzo di amministrazione risultante dal
rendiconto 2024.

3) Ratifica della delibera d'urgenza della Giunta comunale del 05.06.2025 concernente la variazione
al bilancio di previsione 2025-2027 (Delibera n. 25)

ll Consiglio comunale delibera mediante alzata di mano con 15 voti favorevoli e 1 astensione (Julian
Rossmann) su 16 consiglieri presenti,

1) di ratificare la variazione del bilancio preventivo 2025-2027 deliberata dalla giunta comunale in via
d’urgenza con delibera n. 272 del 05.06.2025;

2) di applicare al bilancio di previsione  2025-2027 l'importo di 74.850,27 Euro della parte libera dell’avanzo 
di amministrazione risultante dal rendiconto 2024.

4) Variazioni del bilancio preventivo 2025 (Delibera n. 26)

Peter Tauber si collega tramite accesso remoto.

ll Consiglio comunale delibera mediante alzata di mano con 15 voti favorevoli e 2 astensioni (Julian
Rossmann e Peter Tauber) su 17 consiglieri presenti,

1) di approvare le singole variazioni di bilancio elencate negli allegati;
2) di applicare al bilancio di previsione 2025-2027 l'importo di 1.044.697,92 Euro della parte libera, l’importo

di 1.774.689,40 Euro della parte vincolata, l’importo di 264.763,49 Euro della parte destinata agli
investimenti e l’importo di 37.530,00 Euro della parte accantonata dell’avanzo di amministrazione
risultante dal rendiconto 2024, così come risulta dall’allegato;

3) di aggiornare contestualmente il documento unico di programmazione ed il piano degli investimenti e il
programma dei lavori pubblici;

4) di dare atto del rispetto dell'articolo 193 comma 1 del Decreto Legislativo 18.08.2000 n. 267, riguardante
la salvaguardia degli equilibri di bilancio;

ll Consiglio comunale delibera mediante alzata di mano con 15 voti favorevoli e 2 astensioni (Julian
Rossmann e Peter Tauber) su 17 consiglieri presenti,

5) di dichiarare immediatamente eseguibile la presente delibera



5) Variazione dello statuto del Comune di Varna (Delibera n. 27)

ll Consiglio comunale delibera mediante alzata di mano con 15 voti favorevoli e 2 astensioni (Julian
Rossmann e Peter Tauber) su 17 consiglieri presenti,

1) di modificare lo statuto del Comune di Varna come segue:

2) nell'art. 14 la prima frase del comma 4) è sostituita dalla seguente:
La giunta comunale viene eletta dal consiglio comunale nel rispetto del termine prescritto, su proposta del
sindaco in seduta pubblica e per alzata di mano in un unica votazione.

3) nell'art. 14 viene aggiunto il seguente comma:
9. Ai sensi dell'articolo 54 comma 2 del Codice degli Enti Locali della Regione Autonoma Trentino-Alto
Adige agli assessori comunali spetta la piena indennità di carica.

6) Modifica del piano urbanistico e del piano paesaggistico del Comune di Varna: Ampliamento della
“Zona per attrezzature pubbliche - Amministrazione e servizi pubblici” e adeguamento
dell'accesso a chiesa parrocchiale e cimitero a Varna - Delibera Giunta Comunale n. 22 del
16.01.2025 - Provvedimento definitivo (Delibera n. 28)

Gabriela Mair am Tinkhof esce dalla sala sedute.

ll Consiglio comunale delibera ad unanimità di voti, mediante alzata di mano (16 membri presenti – 16 voti
favorevoli)

1) di approvare la modifica del piano urbanistico e del piano paesaggistico del Comune di Varna tenendo in
considerazione la condizione della Commissione provinciale per il territorio e il paesaggio in base alla
documentazione elaborata da Arch. Dellago Stephan, prot. n. 0013578 del 12.07.2024 e prot. n. 0011654
del 04.06.2025, che forma parte essenziale di questa delibera come segue:

Ampliamento della “Zona per attrezzature pubbliche - Amministrazione e servizi pubblici”:
trasformazione di complessivi 145 m² da “Zona di verde agricolo”, “Bosco”, “Zona di verde pubblico” e
“Strada pedonale” in “Zona per attrezzature pubbliche - Amministrazione e servizi pubblici” e
soppressione del vincolo particolare “Zona con particolare vincolo paesaggistico” risp. “Zona di rispetto
paesaggistico” in questo ambito;

aree interessate: p.f. 186 c.c. Varna;

- Adeguamento dell'accesso a chiesa parrocchiale e cimitero:
trasformazione di “Zona di verde pubblico” e “Strada pedonale”, “Zona di verde agricolo” e bosco in
un’altra delle citate destinazioni;
aree interessate: p.f. 186, 187, 183/2, 189/1 c.c. Varna I;

- Trasformazione da “Bosco” in “Zona di verde agricolo”;
aree interessate: p.f. 186, 187, 183/1 c.c. Varna I;

- Adeguamento del “Castagneto”;
aree interessate: p.f. 186, 187, 183/1, 183/2 c.c. Varna I;

- integrazione del Programma di attuazione al piano urbanistico come segue:
2025-2030 Ampliamento della Zona per attrezzature pubbliche - Amministrazione e servizi pubblici
“Chiesa parrocchiale e cimitero” a Varna;

2) di constatare che nel piano paesaggistico del Comune di Varna le aree trasformate in “Zona per
attrezzature pubbliche - Amministrazione e servizi pubblici” e in “Zona di verde pubblico” e “Strada
pedonale” vengono identificate come “Insediamenti ed infrastrutture”;

3) di constatare che i vincoli particolari “Zona di Tutela degli insiemi” e “Zona di rispetto per le belle arti”
rimangono intoccati;

4) di constatare che le condizioni degli uffici competenti devono essere rispettate;

5) di confermare la classe acustica assegnata nel piano comunale di classificazione acustica per le aree
interessate dalla modifica in oggetto in quanto la nuova destinazione urbanistica prevede la classe
acustica uguale a quella attuale nel PCCA, e di constatare che le zone limitrofe sono compatibili in quanto
non si discostano di più di una classe (5 dB(A));

6) di constatare che la modifica del piano urbanistico in oggetto non è da assoggettare a valutazione
ambientale strategica (VAS) ai sensi della Legge provinciale 13 ottobre 2017, n. 17 (Valutazione
ambientale per piani, programmi e progetti) in quanto non definisce il quadro di riferimento per futuri



autorizzazioni di progetti da sottoporre a VIA e dall‘attuazione della modifica non sono da attendersi
impatti significativi sull'ambiente; 

7) di trasmettere immediatamente la delibera consiliare e la documentazione necessaria alla ripartizione
provinciale competente in materia di natura, paesaggio e sviluppo del territorio ai sensi dell’articolo 53
comma 7 della Legge provinciale 10 luglio 2018, n. 9 (Territorio e paesaggio);

8) di dare atto che dalla presente delibera non derivano oneri a carico del comune, i quali abbisognino di
copertura finanziaria.

7) Modifica del piano urbanistico del Comune di Varna riguardante il parcheggio pubblico presso la
zona sportiva e la Zona residenziale C7 - Zona di espansione risp. la Zona mista "Lamber" a Varna
- Delibera Giunta Comunale n. 541 del 25.10.2024 - Provvedimento definitivo (Delibera n. 29)

Gabriela Mair am Tinkhof entra nella sala sedute

ll Consiglio comunale delibera ad unanimità di voti, mediante alzata di mano (17 membri presenti – 17 voti
favorevoli)

1) di approvare la modifica del piano urbanistico del Comune di Varna in conformità con il parere della 
Commissione provinciale per il territorio e il paesaggio in base alla documentazione elaborata da Arch. 
Vallazza Andreas nella versione rielaborata ai sensi del parere della Commissione comunale per il 
territorio e il paesaggio, prot. n. 0018210 del 08.10.2024, che forma parte essenziale di questa delibera 
come segue:

Modifica riguardante il parcheggio pubblico presso la zona sportiva e la Zona mista "Lamber" a
Varna:

- trasformazione di 1.200 m² “Zona residenziale C7 – Zona di espansione” e di 276 m² “Parcheggio
pubblico” in “Zona mista M1”;
aree interessate: p.f. 1303/4, p.f. 1303/5 c.c. Varna I;
l’evidenziazione grafica della “Zona residenziale C7 – Zona di espansione” come zona con accordo
urbanistico viene mantenuta risp. trasferita sulla “Zona mista M1”;
- modifica delle Norme di attuazione al piano urbanistico: 

--- articolo 28/bis (Zona residenziale C7 - Zona di espansione) viene soppresso in quanto obsoleto; la
norma speciale riguardante la Zona residenziale “Lamber” viene trasferita nel articolo 28/ter (Zona mista
M1);

--- articolo 28/ter (Zona mista M1) viene sostituito come segue per adattarlo alle definizioni riportate
nell’allegato A del Decreto del Presidente della Provincia 26 giugno 2020, n. 24 (Regolamento in materia
edilizia): 

“Art. 28/ter Zona mista M1

1. Questa zona comprende le aree del territorio destinate prevalentemente alla residenza e alle
destinazioni d’uso con essa compatibili.

2. Per questa zona deve essere redatto un piano di attuazione ai sensi dell’articolo 57 della Legge.

3. Vale il seguente indice:
a) indice massimo di edificabilità territoriale: 1,50 m³/m².

4. In assenza del piano di attuazione valgono inoltre i seguenti indici:
a) indice massimo di copertura: 40 %;
b) altezza media massima degli edifici: 8,50 m;

c) distanza minima dal confine: 5 m;
d) distanza minima tra gli edifici: 10 m;
e) indice di impermeabilità: 70 %;
f) area verde minima: 30 %.

5. In conformità all’accordo urbanistico del 10.02.2021 sulla p.f. 1051/3 C.C. Varna I viene individuata la
zona mista “Grieswiesen” con una superficie di 585 m². Il 100% della volumetria ammissibile è destinato a
abitazioni riservate ai residenti ai sensi dell’articolo 39 della Legge provinciale 10.07.2018, n. 9 (Territorio
e paesaggio).” 

e integrato con il seguente comma:
“6. Nella zona mista M1 con convenzione urbanistica sulle pp.ff. 1303/1, 1304, 1386, 1389 e 3279 del
C.C. Varna I il 100% della cubatura deve essere convenzionata secondo l’art. 79 della L.P. 13/1997.



La zona mista M1, contrassegnata nel piano comunale sulla p.f. 1303/4 e 1303/5 C.C. Varna I, è vincolata
alla realizzazione di abitazioni per residenti ai sensi dell'articolo 39 della LP n. 9/2018.”;

- integrazione del Programma di attuazione al piano urbanistico come segue:
2024-2027 Zona mista “Lamber”;

2) ai fini dell'adeguamento alle definizioni riportate nell’allegato A del Decreto del Presidente della Provincia
26 giugno 2020, n. 24 (Regolamento in materia edilizia), di modificare come segue le norme di attuazione
al piano urbanistico:

- articolo 61 (Parcheggio pubblico) viene sostituito come segue:

“Art. 61 Parcheggio pubblico 

1. Questa zona comprende le aree riservate alla sosta dei veicoli.

2. In caso di parcheggi coperti o di autosilo valgono i seguenti indici:
a) altezza media massima degli edifici: 5,0 m;

b) distanza minima dal confine: 5 m;
c) distanza minima tra gli edifici: 10 m.

3. Il parcheggio pubblico nei pressi dell’Abbazia di Novacella deve avere una pavimentazione permeabile
ed essere sistemato a verde.

4. Per i parcheggi pubblici destinati nel piano di zonizzazione come zone di iniziativa privata valgono le
prescrizioni ai sensi dell’art. 16 della legge urbanistica provinciale dell’11 agosto 1997, n. 13.”;

- i seguenti articoli vengono aggiunti:

--- “Art. 72 Accordi urbanistici

1. Gli accordi urbanistici ai sensi dell’articolo 20 della Legge sono espressamente recepiti nelle norme di
attuazione dello strumento di pianificazione.”;

--- “Art. 73 Piano di attuazione

1. Il piano di attuazione è disciplinato dall’articolo 57 della Legge.”;

3) di confermare la classe acustica assegnata nel piano comunale di classificazione acustica per le aree 
interessate dalla modifica in oggetto e di constatare che le zone limitrofe sono compatibili in quanto non si
discostano di più di una classe (5 dB(A));

4) di constatare che la modifica del piano urbanistico in oggetto non è da assoggettare a valutazione 
ambientale strategica (VAS) ai sensi della Legge provinciale 13 ottobre 2017, n. 17 (Valutazione 
ambientale per piani, programmi e progetti) in quanto non definisce il quadro di riferimento per futuri 
autorizzazioni di progetti da sottoporre a VIA, si tratta di una modifica minore e dall‘attuazione della 
modifica non sono da attendersi impatti significativi sull'ambiente; 

5) di trasmettere immediatamente la delibera consiliare e la documentazione necessaria alla ripartizione 
provinciale competente in materia di natura, paesaggio e sviluppo del territorio ai sensi dell’articolo 53 
comma 7 della Legge provinciale 10 luglio 2018, n. 9 (Territorio e paesaggio);

6) di dare atto che dalla presente delibera non derivano oneri a carico del comune, i quali abbisognino di 
copertura finanziaria.

8) Decisione di massima riguardante l’esternalizzazione delle infrastrutture digitali del comune di
Varna (Delibera n. 30)

ll Consiglio comunale delibera ad unanimità di voti, mediante alzata di mano (17 membri presenti – 17 voti
favorevoli)

1) di cedere l’intera rete fibra ottica sul territorio di Varna, realizzate in anticipo, secondo la planimetria e la 
stima – di cui nelle premesse applicando il procedimento dell'asta ai sensi del Capo III del R.D. del 
23/05/1924, n. 827 e successive modifiche ed integrazioni.

2) Giunta comunale e sindaco sono incaricati di di prendere tutti gli atti conseguenti in connessione alla 
realizzazione della presente deliberazione.

3) di dare atto che la presente deliberazione non comporta impegno di spesa, l’entrata verrà accertata dopo 
l’incasso effettivo del prezzo. 



9) Teleriscaldamento Varna-Bressanone scarl: approvazione del regolamento interno (Delibera n. 31)

ll Consiglio comunale delibera ad unanimità di voti, mediante alzata di mano (17 membri presenti – 17 voti
favorevoli)

1) di approvare l’allegato regolamento interno della società “Teleriscaldamento Varna-Bressanone Scarl”.
2) di autorizzare il sindaco ad approvare in sede assembleare e a sottoscrivere il regolamento interno, 
conferendogli mandato di apportare, in sede di approvazione/sottoscrizione, le eventuali modifiche 
integrazioni e variazioni di carattere formale e di modesto contenuto;
3) di dare atto che tutte le spese conseguenti all'adozione del presente provvedimento faranno carico alla 
Società “Teleriscaldamento Varna-Bressanone Scarl”;

ll Consiglio comunale delibera ad unanimità di voti, mediante alzata di mano (17 membri presenti – 17 voti 
favorevoli)

4) di dichiarare immediatamente eseguibile la presente delibera

10) Teleriscaldamento Varna-Bressanone scarl: nomina dell'organo amministrativo (Delibera n. 32)

ll Consiglio comunale delibera ad unanimità di voti, mediante alzata di mano (17 membri presenti – 17 voti
favorevoli)

1) di rinviare questo punto dell’ordine del giorno per i motivi indicati nelle premesse.

11) Relazione del Sindaco e degli Assessori comunali

Sindaco Andreas Schatzer

– Il Sindaco Andreas Schatzer relaziona in merito all’affidamento delle competenze agli assessori comunali.
– Margareth Mair è stata nominata quale Vicesindaca.
– La proposta del documento programmatico è in elaborazione e verrà sottoposto alla prossima seduta del

Consiglio comunale del 22 luglio per l’approvazione.
– Ponte della Val di Riga: I lavori hanno dei ritardi. La polizia locale ha assicurato che verranno effettuati

controlli lungo la vecchia strada della Pusteria. Altrettanto verrà fatto lungo la Strada Vecchia. Anche i
ciclisti segnalano un problema lungo via Gatsch in direzione del Lago di Varna, poichè il transito è al
momento impossibile e pericoloso a causa dei lavori in corso.

– Asilo di Varna: entro breve avranno inizio i lavori per il risanamento energetico.
– Avranno inizio anche i lavori di risanamento delle strade rurali di Scaleres. A questo proposito, domani (18

giugno 2025) a Scaleres alle ore 20 avrà luogo una assemblea dei cittadini.

Assessora Anna Kainzwaldner Öttl

– l’assessora comunica che il Comune gemellato di Mils organizza per il giorno 4 luglio 2025 una festa del
paese. Verrá organizzato un bus, gli interessati possono confermare la loro partecipazione.

– domenica scorsa, nella zona dell’impianto Kneipp, qualcuno ha lavorato con una motosega fino a
mezzogiorno circa. Il Sindaco Andreas Schatzer comunica che è necessario sensibilizzare i cittadini
affinchè si eviti di causare rumori molesti.

Assessora Gabriela Mair am Tinkhof

– nell’ambito del progetto di assistenza estiva 2025 a Novacella, si sta cercando una persona che possa
dare sostegno e accompagnare un bambino.



12) Varie

Consigliere comunale Julian Rossmann

– il consigliere comunale annuncia di essere lui il capogruppo della „Grüne Bürgerliste“ per questo mandato.
Il consigliere chiede che gli vengano trasmesse le delibere del Comune.
Il segretario comunale fa presente che le delibere possono essere scaricate dalla pagina web del Comune.

– i progetti vincitori dei concorsi di progettazione dovrebbero essere pubblicati nella pagina web del Comune

– al fine di poter presentare per tempo le proposte di delibera, le date delle sedute del Consiglio comunale
dovrebbero essere rese note in anticipo.
Il Sindaco informa che, con l’eccezione del mese di agosto, le sedute si tengono di norma l’ultimo martedì
del mese. Nel mese di dicembre la seduta si svolge a metà mese. La seduta della giunta comunale nel
corso della quale viene approvato l’ordine del giorno si tiene solitamente 2 giovedì prima della seduta del
Consiglio comunale. Le proposte di delibera che pervengono entro mezzogiorno di quel giovedi possono
essere inserite nell’ordine del giorno.

Consigliere comunale Florian Öttl

– il consigliere chiede in merito alla chiusura del sottopassaggio sito all’entrata del paese di Varna, e chiede
se i cittadini ne sono stati informati.

Il Sindaco Andreas Schatzer conferma.

– il consigliere chiede se nel sottopassaggio sopra citato si può predisporre una segnaletica stradale di stop.
Il Sindaco comunica che questa questione è da chiarire con la Provincia Autonoma di Bolzano.

– il consigliere chiede se si può fare qualcosa in merito all’illuminazione della via di collegamento che si trova
sopra il campo da volley.

– Il Sindaco comunica che questi lavori sono programmati per quest’anno.

Consigliere comunale Alexander Tauber

– ci sono novità in merito alla stazione?
Il Sindaco dice di no. Si deve prendere contatto con chi di competenza.

Termine della seduta: ore 22.15 Uhr

* * * * * * * * * * * * 
Letto, confermato e sottoscritto.

IL PRESIDENTE IL SEGRETARIO COMUNALE

- Andreas Schatzer - - dott. Alexander Braun - 


